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Zusammenfassung 
Die Harmonisierung der Unternehmensbesteuerung auf internationaler Ebene steht seit vielen Jahren auf 

der politischen Agenda. Sowohl die Organisation für Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 

(OECD) als auch die Europäische Kommission haben dazu Reformvorhaben vorgelegt, die nun auf eine poli-

tische Umsetzung warten. Der Inklusive Rahmen der OECD beruht auf zwei Säulen. Während die erste Säule 

eine formelbasierte Gewinnverteilung zur fairen Verteilung der Besteuerungsrechte vorsieht, geht es in der 

zweiten Säule vor allem um eine globale effektive Mindeststeuer. Der OECD-Initiative mangelt es bisher je-

doch an einer Einigung auf eine harmonisierte Bemessungsgrundlage. Dies könnte den Erfolg beeinträchti-

gen. Daher stellt der Vorschlag der Europäischen Kommission, mit BEFIT („Business in Europe: Framework 

for Income Taxation“) ein gemeinsames Regelwerk für die Berechnung der Steuerbemessungsgrundlage für 

Unternehmen in der EU einzuführen und langfristig die Gewinne zwischen den europäischen Mitgliedstaaten 

formelbasiert zu verteilen, den notwendigen zweiten Schritt dar, um Fairness zumindest innerhalb der Euro-

päischen Union (EU) zu gewährleisten. Das BEFIT-Konzept greift sowohl Elemente früherer Initiative auf eu-

ropäischer Ebene aufgreift als auch auf dem Zwei-Säulen-Konzept der OECD aufsetzen soll. So soll zum einen 

zur Berechnung der Bemessungsgrundlage sowohl bei Säule 2 als auch bei BEFIT an internationalen Rech-

nungslegungsstandards angesetzt werden. Zum anderen soll in Säule 1 eine formelbasierte Gewinnverteilung 

erfolgen, was auch das längerfristige Konzept von BEFIT vorsieht. Die beiden Reformkonzepte sind also in 

ihrer Systematik und Logik eng miteinander verwoben. Dieser Ansatz ist zu begrüßen, da er zu einer Begren-

zung der Befolgungskosten beiträgt. 

 

Zusammengefasst sind die Reformvorhaben seitens der OECD und der Europäische Kommission pragmatisch 

konzipiert, allerdings sind zum Teil auch höhere Befolgungskosten für die Unternehmen möglich. Langfristig 

soll auf internationaler Ebene durch Säule 1 eine Reallokation der Steuerrechte zumindest für die größten 

Unternehmen erfolgen. Mit Säule 2 wird eine moderate Untergrenze beim Steuerwettbewerb eingezogen. 

Die Europäische Kommission verzichtet bei BEFIT anders als bei den bisherigen Anläufen zunächst auf eine 

formalbasierte Aufteilung der Bemessungsgrundlage auf die beteiligten Länder, um die politische Akzeptanz 

zu erhöhen. Vielmehr fokussiert BEFIT in der geplanten Übergangsphase auf einheitliche Regeln zur Bestim-

mung der Bemessungsgrundlage in den jeweiligen Mitgliedstaaten und eine grenzüberschreitende Konsoli-

dierung von Gewinnen und Verlusten. Dass allerdings weiterhin relevante Anpassungen der Bemessungs-

grundlage auf nationaler Ebene möglich sein sollen, konterkariert tendenziell die Ziele. Sollten sich die ein-

heitlichen Regeln und die Möglichkeit des Verlustausgleichs in der Praxis bewähren und in der Übergangs-

phase Akzeptanz finden, stellt sich die Frage nach einer Neuverteilung der Besteuerungsrechte. Aus ökono-

mischer Sicht wäre es sachgerecht und essenziell zur Verminderung der Befolgungskosten, die gesamte Be-

messungsgrundlage nach einem formelbasierten Allokationsschlüssel aufzuteilen. Allerdings wären die Steu-

ermindereinnahmen insbesondere für kleinere Mitgliedstaaten voraussichtlich gravierend. Möglicherweise 

kann die Mindeststeuer zu Mehreinnahmen in den betroffenen Ländern führen und den Effekt teilweise aus-

gleichen.  

 

Aufgrund der Zuspitzung auf einige wenige Unternehmen (Säule 1), einer Ausgestaltung der Mindeststeuer, 

die Verhaltensanpassungen in den Ländern mit einem geringeren Steuersatz als 15 Prozent attraktiv macht 

(Säule 2), und dem vorläufigen Verzicht auf eine Neuverteilung der Bemessungsgrundlage unter BEFIT, sind 

die Effekte auf das Steueraufkommen durch die Reformvorhaben schätzungsweise gering. So wird für 

Deutschland mit einem zusätzlichen Steueraufkommen durch den Inklusiven Rahmen von 4 bis 8 Milliarden 

Euro pro Jahr gerechnet, was weniger als 1 Prozent des Gesamtsteueraufkommens entspricht.  
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1 Internationale Ansätze der Steuerharmonisierung 
Die Harmonisierung der Unternehmensbesteuerung auf internationaler Ebene steht seit vielen Jahren auf 

der politischen Agenda. Die Herausforderung besteht im Wesentlichen darin, einen Konsens zwischen allen 

beteiligten Ländern zu finden, inwieweit die nationale Souveränität in Steuerfragen zugunsten einer einheit-

lichen Regelung aufgegeben wird. Eine Vereinheitlichung führt auch zu Veränderungen des Steueraufkom-

mens und damit rechnerisch zu Gewinnern und Verlierern.  

 

Seit mehreren Jahren unternimmt die Organisation für Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 

(OECD) den Versuch, auf supranationaler Ebene gemeinsame Standards in der internationalen Unterneh-

mensbesteuerung zu etablieren. Im Jahr 2013 legte die OECD einen ersten Entwurf ihres Aktionsplans gegen 

Gewinnverkürzung und Gewinnverlagerung (BEPS – Base Erosion and Profit Shifting) vor, im Jahr 2015 folgte 

der Abschlussbericht. Seitdem wird das BEPS-Projekt stetig weiterentwickelt. Aktuell erarbeitet die OECD 

gemeinsam mit den G20-Staaten den sogenannten Inklusiven Rahmen (Inclusive Framework) zur Vereinheit-

lichung der internationalen Steuerregeln und als multilaterales Instrument zur Bekämpfung von Steuerver-

meidung (OECD, 2022). Der Inklusive Rahmen beruht auf zwei Säulen: Während die erste Säule eine formel-

basierte Gewinnverteilung zur fairen Verteilung der Besteuerungsrechte vorsieht, geht es in der zweiten 

Säule vor allem um eine globale effektive Mindeststeuer. In der Europäischen Union (EU) soll die die Min-

deststeuer nach derzeitiger Planung noch bis Ende 2023 auf Basis einer Richtlinie in den jeweiligen Mitglied-

staaten umgesetzt werden. 

 

Unabhängig von den Bemühungen der OECD ist es in der EU bisher trotz mehrfacher Anläufe nicht gelungen, 

einheitliche Regeln für die Unternehmensbesteuerung zu konzipieren. Jeder Mitgliedstaat kann autonom 

steuerliche Anreize für die Ansiedlung oder die Verlagerung von Produktionsstätten und immateriellen Wirt-

schaftsgütern setzen. Das Einstimmigkeitsprinzip in der EU bei Steuerfragen erschwert die Einigung auf ge-

meinsame Regeln (Beznoska/Hentze, 2019). Im Jahr 2011 hatte die Europäische Kommission erstmals einen 

Anlauf unternommen, eine Gemeinsame Konsolidierte Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage (GKKB) zu 

etablieren. Allerdings scheiterte die Initiative an fehlender Unterstützung aus den Mitgliedsländern. Auch 

der zweite Versuch im Jahr 2016 zur Schaffung einer einheitlichen Bemessungsgrundlage – mit oder ohne 

Konsolidierung – kam nicht zum Abschluss, obwohl im Vorfeld Deutschland und Frankreich als größte Mit-

gliedsländer das Wiederaufleben der Initiative stark befürwortet hatten. Im Jahr 2023 hat die Europäische 

Kommission angekündigt, ein Konzept unter dem Namen BEFIT („Business in Europe: Framework for Income 

Taxation“) vorzustellen, das sowohl Elemente der GKKB-Initiative aufgreifen als auch auf dem Zwei-Säulen-

Konzept der OECD aufsetzen soll. So soll zum einen zur Berechnung der Bemessungsgrundlage sowohl bei 

Säule 2 als auch bei BEFIT bei internationalen Rechnungslegungsstandards, wie den International Financial 

Reporting Standards (IFRS), angesetzt werden. Zum zweiten soll in Säule 1 eine formelbasierte Gewinnver-

teilung erfolgen, was auch das längerfristige Konzept von BEFIT vorsieht. Die beiden Reformkonzepte sind 

also in ihrer Systematik eng miteinander verwoben. Dieser Ansatz ist zu begrüßen, da er zu einer Begrenzung 

der Befolgungskosten beiträgt.  

 

Zusammengenommen zielen die internationalen Bestrebungen auf eine Harmonisierung der Bemessungs-

grundlage kombiniert mit einer Untergrenze für den Steuersatz an. Ein moderater Wettbewerb über den 

Steuersatz würde demnach möglich bleiben. Es bleibt abzuwarten, inwieweit die Konzepte in naher Zukunft 

umgesetzt werden.  
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Eine wesentliche Frage für eine umfangreiche Verständigung sowohl innerhalb der EU als auch unter den 

OECD-Staaten lautet, inwieweit Länder eine Verschiebung des Steueraufkommens akzeptieren werden. Denn 

auch wenn global betrachtet das Steueraufkommen durch eine Harmonisierung steigen sollte, bedeutet dies 

nicht, dass jeder Staat nach einer Reform mehr Steuersubstrat zur Verfügung hat als vorher.  

 

Dieser Report stellt die derzeit geplanten Reformkonzepte der Unternehmensbesteuerung auf der internati-

onalen und europäischen Ebene dar und ordnet diese ein. Im zweiten Abschnitt werden zunächst die Unter-

nehmensteuern international verglichen, beispielsweise hinsichtlich der Höhe der tariflichen und effektiven 

Steuersätze. Das Unternehmensteuerreformkonzept der OECD, der Inklusive Rahmen, wird in Abschnitt drei 

vorgestellt. Dabei liegt der Schwerpunkt auf der Umsetzung der zweiten Säule: einer effektiven Mindest-

steuer in der EU. Es folgt eine Übersicht des Reformkonzepts zur Harmonisierung der Bemessungsgrundlage 

in der EU, das BEFIT-Konzept. Abschließend werden im fünften Abschnitt die Reformvorhaben eingeordnet.  

2 Unternehmensteuern im internationalen Vergleich 
Die Festlegung der Steuersätze obliegt seit je her dem souveränen Nationalstaat. Von daher bestehen nicht 

nur weltweit (zwischen den OECD-Staaten), sondern auch innerhalb der EU erhebliche Unterschiede hinsicht-

lich der tariflichen Unternehmensteuersätze. Deutschland zählt hierbei seit Jahren zu den Hochsteuerlän-

dern. Die Steuerbelastung in Deutschland liegt mit 30 Prozent gut 9 Prozentpunkte über dem EU-Schnitt und 

mehr als 7 Prozentpunkte über dem OECD-Schnitt (Hentze/Kolev, 2021).  

 

Zwar verfügt der tarifliche Steuersatz über eine wichtige Symbolkraft für Unternehmen und dient als erste 

Orientierung mit Blick auf die Höhe der Steuerbelastung. Betriebswirtschaftlich entscheidend ist allerdings 

der effektive, also der tatsächlich auf den Gewinn entfallende, Steuersatz. Unterschiede in der Bemessungs-

grundlage, zum Beispiel durch das Ausklammern bestimmter Einnahmen oder die Gewährung von Vergüns-

tigungen, können für relevante Differenzen zwischen nominalem und effektivem Steuersatz sorgen. Aller-

dings bestehen zur Ermittlung effektiver Steuersätze keine einheitlichen Vorgaben. Sofern Handelsbilanzda-

ten für einen derartigen Vergleich betrachtet werden, fallen die effektiven Steuersätze in verschiedenen Län-

dern geringer als die nominalen Steuersätze aus (Janski, 2019). Für Deutschland ist dagegen festzuhalten, 

dass der Unterschied zwischen tariflichem und effektivem Steuersatz auf Basis von Handelsbilanzdaten un-

merklich ist (Hentze, 2019a). Dieses Ergebnis zeigt sich für Deutschland auch, wenn hypothetische Effektiv-

steuersätze für Investitionen anhand des viel beachteten Devereux-Griffith-Modells berechnet werden (ZEW, 

2023). Die OECD (2023b) weist sowohl tarifliche als auch effektive Steuersätze auf Basis des Devereux-Grif-

fith-Modells aus (Abbildung 2-1). Danach liegt der effektive Steuersatz in Deutschland 3 Prozentpunkte unter 

dem tariflichen Satz. Auch wenn die Differenz zwischen tariflichem und effektivem Steuersatz in Deutschland 

somit eher gering ausfällt, so ist dies für eine Reihe von Staaten nicht der Fall. So beträgt die Differenz etwa 

in Portugal und Großbritannien über 5 Prozent. Dies verdeutlicht, dass eine Mindestbesteuerung nur dann 

sinnvoll ist, wenn sie beim effektiven Steuersatz ansetzt. 
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Abbildung 2-1: Tariflicher und effektiver Unternehmensteuersatz im Vergleich 

Unternehmensteuer einschließlich lokaler Zuschläge in Prozent für ausgewählte Länder 

 

Quelle: OECD, 2023a 

 

Der im aktuellen Ländervergleich überdurchschnittlich hohe effektive und tarifliche Steuersatz in Deutsch-
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satz auf ein international konkurrenzfähiges Niveau gesenkt worden war, in diesem Bereich kaum Handlungs-

initiative gezeigt hat. Während die Steuerlast in zahlreichen Industrieländern in den vergangenen Jahren ge-

sunken ist, ist sie in Deutschland aufgrund von Gewerbesteuererhöhungen sogar leicht gestiegen, so dass 
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hatten die Steuerbelastung für Unternehmen im Jahr 2020 deutlich reduziert. In der Folge haben die Kapi-

talflüsse in die USA spürbar zugenommen (Hentze, 2020). 

Abbildung 2-2: Veränderung des tariflichen Unternehmensteuersatzes von 2008 bis 2022 

Erhöhung (+) / Senkung (-) in Prozentpunkten 

 

Quellen: OECD, 2023a; Institut der deutschen Wirtschaft 
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Abbildung 2-3: Bedeutung der Unternehmensteuereinnahmen im Verhältnis zur Wirtschaftskraft 

Einnahmen aus der Unternehmensteuer einschließlich lokaler Zuschläge in Prozent des BIP für das Jahr 2019 

 

Quellen: OECD, 2023a; Institut der deutschen Wirtschaft 

3 Inklusiver Rahmen der OECD-BEPS-Initiative 

3.1 Überblick über die BEPS-Initiative 
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die Höhe der Mindeststeuer eine Einigung enthält, aber an anderen Stellen, wie etwa der Definition der Steu-

erbemessungsgrundlage, vage bleibt. Im Oktober 2023 hat die OECD das multilaterale Übereinkommen vor-

gelegt, mit der ein maßgeblicher Teil von Säule 1 umgesetzt werden soll (OECD, 2023b). Die Mindestanfor-

derung für das Inkrafttreten des Übereinkommens ist, ist das mindestens 30 Staaten, auf die mindestens 

60 Prozent der betroffenen obersten Muttergesellschaften entfallen, dieses ratifiziert haben. Anschließend 

können die Staaten entscheiden, wann das Übereinkommen in Kraft treten soll. Mit dessen Unterzeichnung 

sollen dann auch alle unilateralen Maßnahmen zur Bekämpfung von Steuervermeidung, zum Beispiel Digital-

steuern, aufgehoben werden. Im Umkehrschluss wäre bei einem Scheitern der Säule 1 auch die Einführung 

von unilateralen Maßnahmen, wie nationale Digitalsteuern, wieder möglich. Bezüglich Säule 2 hat die OECD 

im Dezember 2021 Mustervorschriften für deren Umsetzung bis Ende 2022 vorgelegt, jedoch wurde diese 

Frist nicht eingehalten. In der EU soll Säule 2 nun bis Ende 2023 in nationales Recht umgesetzt werden.  

Säule 1 

Die Regelungen zu Säule 1 sind derzeit noch sehr vage gehalten. Ein Grund dafür ist, dass die aktuelle politi-

sche Debatte sich vielmehr auf das Vorhaben einer Mindestbesteuerung, also auf Säule 2, bezieht. Das maß-

gebliche Ziel von Säule 1 ist die Neuverteilung von Besteuerungsrechten, so dass Unternehmen auch in den 

Ländern steuerpflichtig sind, in denen sie substanziellen Umsatz erzielen, unabhängig davon, ob sie dort auch 

eine Tochtergesellschaft oder Betriebsstätte haben. Zu diesem Zweck sieht der Inklusive Rahmen das Kon-

zept sogenannter „Marktstaaten“ vor, wobei diese als Staaten definiert sind, in denen der betreffende Kon-

zern einen Mindestumsatz von 1 Millionen Euro generiert. Diese Schwelle sinkt auf 250 000 Euro, wenn es 

sich um einen Staat mit einem Bruttoinlandsprodukt (BIP) von unter 40 Milliarden Euro handelt. Diese Markt-

staaten erhalten dann das Recht zur Besteuerung eines Teils der Gewinne von Unternehmen mit einem glo-

balen Jahresumsatz von mindestens 20 Milliarden Euro und einer Umsatzrentabilität vor Steuern von min-

destens 10 Prozent. Die Besteuerungsrechte des Marktstaates beziehen sich auf 25 Prozent des Gewinns, der 

eine Umsatzrendite vor Steuern von 10 Prozent übersteigt. Dieser Wert stellt den sogenannten Residual-

gewinn dar („Amount A“)1. Nicht betroffen von dieser Regelung sind der Rohstoffsektor sowie regulierte Fi-

nanzdienstleistungen. Diese Ausführungen zeigen bereits die Komplexität der geplanten Regelungen.  

Säule 2 

Säule 2 zielt auf eine globale effektive Mindestbesteuerung auf sämtliche weltweit erzielte Unternehmens-

gewinne in Höhe von 15 Prozent ab. Dies betrifft Unternehmen mit einem Jahresumsatz von mindestens 

750 Millionen Euro in mindestens zwei der vier zurückliegenden Jahre. Ausgenommen hiervon sind staatliche 

Einrichtungen, internationale Organisationen und Organisationen ohne Erwerbszweck, Pensionsfonds und 

Investmentfonds, die oberste Muttergesellschaften einer multinationalen Unternehmensgruppe sind. Vom 

Anwendungsbereich der Mustervorschriften ausgeschlossen sind darüber hinaus Einkünfte aus dem interna-

tionalen Seeverkehr, für den besondere Steuervorschriften gelten. Zudem gilt eine A-de-minimis-Regelung, 

wonach Geschäftseinheiten in einem Steuerhoheitsgebiet mit einem Umsatz unter 10 Millionen Euro und 

einem Ertrag unter 1 Millionen Euro im aktuellen sowie den beiden zurückliegenden Jahren von den Rege-

lungen zur Mindeststeuer ausgenommen sind.  

 

_________ 
1 Neben „Amount A“ besteht Säule 1 noch aus „Amount B“ und „C“. Diese Komponenten umfassen Marketing- und Vertriebsaktivi-

täten in Marktstaaten sowie Rechtsstreitigkeiten. 
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Die Berechnung der effektiven Steuerlast erfolgt je Steuerhoheitsgebiet, in dem das von den Vorschriften zur 

Mindeststeuer betroffene Unternehmen Geschäftseinheiten hat. In einem ersten Schritt wird nach aner-

kannten Rechnungslegungsstandards, zum Beispiel nach IFRS, auf Basis des konsolidierten Konzernabschlus-

ses unter Berücksichtigung einiger Modifikationen der Gewinn oder Verlust jeder Geschäftseinheit in einem 

Steuerhoheitsgebiet für ein Geschäftsjahr berechnet. Zudem wird je Geschäftseinheit im Steuerhoheitsge-

biet der Steueraufwand, vor allem durch die Körperschaftssteuer, für diesen Zeitraum berechnet. Der effek-

tive Steuersatz der Unternehmensgruppe je Steuerhoheitsgebiet kann anschließend auf Basis dieser beiden 

Kennzahlen berechnet werden, indem man den Steueraufwand durch den Gewinn/Verlust dividiert. Sollte 

der effektive Steuersatz der Unternehmensgruppe in einem Steuerhoheitsgebiet unter 15 Prozent liegen, 

werden die Regelungen unter Säule 2 ausgelöst und eine länderbezogene Ergänzungssteuer auf die Gewinne 

jeder Geschäftseinheit in dem Steuerhoheitsgebiet erhoben, so dass der effektive Steuersatz der Unterneh-

mensgruppe dort bei 15 Prozent liegt. Jedoch gibt es bei den Gewinnen, die einer Ergänzungssteuer unter-

liegen, sogenannte Substanzausnahmen („carve-outs“) für realwirtschaftliche Aktivitäten. So wird von dem 

ausgewiesenen Gewinn einer Geschäftseinheit ein fester prozentualer Anteil an Sachanlagevermögen und 

Lohnsumme abgezogen und unterliegt somit nicht der Ergänzungssteuer.  

 

Die praktische Umsetzung der globalen effektiven Mindestbesteuerung erfolgt mithilfe einer Reihe von Maß-

nahmen. Der primäre Mechanismus besteht aus zwei Steuervorschiften: der vorrangigen Ertragseinbezie-

hungsregelung („Income Inclusion Rule“, EER) und ihrem Auffangmechanismus, die umgekehrte Ertragsein-

beziehungsregelung („Undertaxed Payment Rule“, UEER). Diese werden zusammen als Global-Anti-Base-Ero-

sion (GloBE)-Mustervorschriften bezeichnet. 

 

Die EER sieht im Wesentlichen vor, dass die Muttergesellschaft eines Konzerns mit Sitz in einem Staat mit 

anerkannter EER-Regelung sicherstellen muss, dass für alle ihre Tochtergesellschaften und Betriebsstätten 

der effektive Mindeststeuersatz von 15 Prozent erhoben wird. Ist das nicht der Fall, muss die Muttergesell-

schaft die Steuerlast der nachgeordneten Geschäftseinheit bis zur Höhe des effektiven Mindeststeuersatzes 

aufstocken. Dadurch wird es weniger attraktiv, Gewinne aus reinen Steuergründen in Niedrigsteuerstandorte 

zu verschieben. Bei der EER gilt ein Top-Down-Ansatz. Sollte also die Muttergesellschaft die EER nicht anwen-

den, obliegt diese Pflicht den zwischengeschalteten Konzerngesellschaften.  

 

Die UEER gilt für den Fall, dass trotz EER keine Mindestbesteuerung erfolgt, beispielsweise weil die Mutter-

gesellschaft ihren Sitz in einem Land ohne gültige EER hat. In diesem Fall gilt für die Tochtergesellschaften in 

Ländern mit gültiger EER-Regelung, dass bei Zahlungen an verbundene Geschäftseinheiten Ergänzungssteu-

ern erhoben werden oder ein Abzugsverbot für diese Zahlungen greift, wenn die dortige effektive Besteue-

rung unter 15 Prozent liegt. Die Anwendung der EER hat jedoch stets Vorrang vor der UEER, die UEER fungiert 

lediglich als Auffangmechanismus („backstop“) der EER.  

 

Durch die EER und die UEER erhalten Länder mittels der Ergänzungssteuer Steuerzugriffsmöglichkeiten auf 

Gewinne in Drittstaaten. Die Mustervorschriften geben den lokalen Steuerbehörden aber durch die soge-

nannte anerkannte nationale Ergänzungssteuer („Qualified Domestic minimum Top-up Tax, QDMTT“) auch 

die Möglichkeit, etwaigen Drittstaaten zuvorzukommen, indem sie von lokalen Geschäftseinheiten selbst 

eine nationale Ergänzungssteuer in entsprechender Höhe erheben. So ist die Mindestbesteuerung bereits 

sichergestellt, und Drittstaaten haben folglich kein Recht mehr auf die Nachbesteuerungen dieser Geschäfts-

einheiten. Theoretisch könnte die QMDTT sämtliches zusätzliches Steueraufkommen aus den Regelungen zu 
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EER und UEER abschöpfen. Dies würde bedeuten, dass potenzielles Steuermehraufkommen im Wesentlichen 

in den Ländern verbleibt, deren Steuersatz bisher unter der Mindeststeuer von 15 Prozent liegt. 

3.2 Umsetzung von Säule 2 in der EU 

Am 20.12.2021 hat die OECD Mustervorschriften für die Umsetzung der GloBE-Regeln vorgelegt, also die 

Einführung einer effektiven Mindeststeuer (Säule 2). Aufbauend darauf hat die Europäische Kommission 

(2021) zwei Tage später einen Entwurf für eine EU-Richtlinie der GloBE-Mustervorschriften präsentiert. Um 

eine einheitliche Umsetzung der OECD-Mustervorschriften der GloBE-Regelungen zu gewährleisten – alles 

andere würde dem einheitlichen Binnenmarkt zuwiderlaufen – hält die Europäische Kommission eine ein-

heitliche europäische Umsetzung für erforderlich.  

 

Rechtsgrundlage für die vorgeschlagene Richtlinie ist Art. 115 AEUV für besondere Gesetzgebungsverfahren. 

Demnach muss der Rat den Vorschlag für eine Richtlinie einstimmig erlassen, bevor sie dann in nationalen 

Gesetzen in den einzelnen Mitgliedstaaten umgesetzt werden kann. Die Frist in der vorgeschlagenen Richtli-

nie für die Umsetzung in nationales Recht ist der 31.12.2022. Dabei gilt, dass die EER entsprechend der glo-

balen Einigung ab dem 1. Januar 2023 Anwendung finden soll, während die UEER ein Jahr später umgesetzt 

werden soll. Der Kommissionsvorschlag für eine Richtlinie wurde in der folgenden Zeit jedoch nochmal durch 

den Rat der Europäischen Union überarbeitet, wodurch am 28.3.2022 ein Entwurf für eine Richtlinie des 

Rates hervorging (Rat der Europäischen Union, 2022). Zentral ist dabei, dass die Umsetzung der Richtlinie in 

nationales Gesetz der Mitgliedstaaten um ein Jahr nach hinten verschoben wird, und zwar auf den 

31.12.2023. Die Bundesregierung hat im August 2023 einen Gesetzentwurf zur Umsetzung der Mindeststeuer 

in Deutschland vorgelegt und in das parlamentarische Verfahren eingebracht. Sollte der Bundestag das Ge-

setz annehmen, könnte der Bundesrat dem Gesetz noch im Dezember zustimmen und das Gesetz so noch 

vor Jahresende in Kraft treten. Gleichzeitig mit der Umsetzung der Mindeststeuerrichtlinie in nationales 

Recht, sollen einige Begleitmaßnahmen umgesetzt werden. So soll etwa die Niedrigsteuergrenze bei der Hin-

zurechnungsbesteuerung von derzeit 25 Prozent auf 15 Prozent abgesenkt werden. Dies ist eine sinnvolle 

Ergänzung im Sinne des Bürokratieabbaus und eine Anpassung an die Realität, da die Steuersätze in den EU- 

und OECD-Staaten im Durchschnitt unter 25 Prozent liegen. Ein problematischer Aspekt bei der Einführung 

der Mindeststeuer ist, dass ein erheblicher Bürokratieaufwand entsteht. Um diesen Aufwand zu minimieren, 

liegen verschiedene Ideen vor. So wird beispielsweise eine „White List“ für Staaten angeregt, deren effektive 

Besteuerung über 15 Prozent liegt sowie permanente „Safe Harbour“ Regelungen (siehe etwa DIHK et al., 

2023). Dadurch würden für diese Staaten die Erklärungspflichten vereinfacht oder ganz entfallen. Kritisch zu 

sehen ist zudem der Fall, dass bei einer ausländischen Effektivbesteuerung in der Nähe der 15 Prozentgrenze 

Belastungssprünge entstehen, sofern Hinzurechnungsbeträge der Gewerbesteuer unterliegen (DIHK et al., 

2023). Dies könnte verhindert werden, indem die Hinzurechnungsbesteuerung aus der Gewerbesteuer her-

ausgenommen wird.  

 

Bisher haben Südkorea, die Schweiz und das Vereinigte Königreich Gesetzentwürfe zur Einführung der Min-

deststeuer vorgelegt. In Australien, Hongkong, Neuseeland und den Vereinigten Arabischen Emiraten laufen 

Konsultationen zur Umsetzung der Regeln. In den Vereinigten Staaten wurde im Zuge des Inflation Reduction 

Act (IRA) im August 2022 auch eine Mindeststeuer von 15 Prozent für bestimmte Unternehmen eingeführt, 

die ab 2023 greift. Jedoch unterscheidet sich die Regelung an einigen wichtigen Stellen von den OECD-Mus-

tervorschriften, etwa hinsichtlich der Umsatzschwelle der betroffenen Unternehmen, denn diese liegt in den 

Vereinigten Staaten nur bei 1 Milliarde US-Dollar. Darüber hinaus greift die Regelung nicht auf 
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länderspezifischer Basis, sondern auf Ebene der Unternehmensgruppe, womit das Ziel der OECD-Mustervor-

schriften, Gründungen von Tochtergesellschaften in Steueroasen zwecks Gewinnverschiebung zu verhindern, 

ausgehöhlt wird (McDougall, 2022).  

 

Die OECD-Mustervorschriften sehen eine Anwendung der GloBE-Regeln nur für multinationale Unternehmen 

mit einem Konzernumsatz von mindestens 750 Millionen Euro vor. Die EU-Richtlinie weitet die Anwendung 

der EER auf inländische Gruppen bei Beibehaltung der Umsatzschwelle aus, um die Vereinbarkeit mit den 

Grundfreiheiten der EU, insbesondere der Niederlassungsfreiheit, zu gewährleisten.  

 

Darüber hinaus greift der Kommissionsvorschlag für eine Richtlinie zur Umsetzung von Säule 2 die Möglich-

keit einer nationalen Ergänzungssteuer, wie sie in den OECD-Mustervorschriften erwähnt wird, auf und 

schafft den Mitgliedstaaten so die Option, diese einzuführen. Da es mit der Richtlinie zur Bekämpfung von 

Steuervermeidung (Ani Tax Avoidance Diective, ATAD) in der EU bereits Vorschriften zu diesem Zweck gibt, 

stellt sich die Frage nach dem Zusammenspiel der geltenden Gesetzgebung mit den OECD-Mustervorschrif-

ten. Hierzu stellt die Europäische Kommission (2021) fest, dass es insbesondere bei den Vorschriften für be-

herrschte ausländische Unternehmen (Controlled Foreign Companies, CFC) hinsichtlich der Hinzurechnungs-

besteuerung Wechselwirkungen mit der EER geben könnte. Sie sieht jedoch keinen Änderungsbedarf der 

ATAD vor. Somit sollen weiterhin zunächst die CFC-Vorschriften angewendet werden und jegliche zusätzli-

chen Steuerzahlungen in diesem Rahmen sollen bei der Berechnung des effektiven Steuersatzes angerechnet 

werden. Dabei stellt sich die Frage, inwieweit es im Gegensatz zur Einschätzung der Europäischen Kommis-

sion (2021) durchaus Probleme durch die Interaktion der verschiedenen Regelungen geben könnte. Spengel 

et al. (2023) sehen beispielsweise auf Unternehmensebene die Gefahr von Unsicherheiten und Zusatzbelas-

tungen in Form von Compliance-Kosten. Der vbw (2021) kommt in einer Studie ebenfalls zu dem Ergebnis, 

dass durch das Zusammenspiel von CFC-Vorschriften und der globalen Mindeststeuer Schwierigkeiten ent-

stehen und fordert eine Anpassung der ATAD.  

3.3 Ökonomische Einordnung 

Ein grundsätzlicher Kritikpunkt am Inklusiven Rahmen der BEPS-Initiative ist die mangelnde Berücksichtigung 

der Interessen von weniger einkommensstarken Staaten (McCarthy, 2022; De la Feria, 2022). Dies führe dazu, 

dass die erwarteten Steuermehreinnahmen im Wesentlichen einer kleinen Gruppe einkommensstarker Staa-

ten zugutekommen würde (Englisch, 2021). Demgegenüber betont die OECD (2023c), dass gemäß ihren Be-

rechnungen Länder mit niedrigem und mittlerem Einkommen relativ zum bisherigen Steueraufkommen stär-

ker als Länder mit hohem Einkommen durch die Reform profitieren dürften.  

 

Zudem enthält der Inklusive Rahmen neben den GloBE-Regelungen eine Mindestquellenbesteuerung (sub-

ject to tax rule, STTR) auf bestimmte gruppeninterne Zahlungsvorgänge, mit dem Zweck insbesondere weni-

ger entwickelte Staaten zu schützen (OECD, 2021b). Dennoch hat Nigeria im November 2022 im Namen der 

54 afrikanischen Staaten bei den Vereinten Nationen (UN) eine Resolution eingebracht, welche ein neues 

globales Steuersystem einführen soll, mit dem Ziel die Steuerhinterziehung von Unternehmen einzudämmen 

und die Geldwäsche weltweit einzuschränken (Gbadamosi, 2022). Dabei geht es insbesondere um die Inte-

ressen der weniger entwickelten Länder. Die UN haben beschlossen dazu Gespräche aufzunehmen (UN, 

2022a). Zwar hatten die USA mit Verweis auf die Verhandlungen im Rahmen der OECD versucht, die Resolu-

tion einzuschränken, dieser Einwand wurde jedoch abgelehnt, so dass es weiteren Gesprächsbedarf gibt (UN, 

2022b).  
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Neben der grundsätzlichen Kritik am Inklusiven Rahmen gibt es spezifische Kritik an der Säule-2-Mindest-

steuer. So wird befürchtet, dass sich durch die Mindeststeuer ein negativer Effekt auf das Investitionsvolu-

men ergibt (Devereux et al., 2020). Auch die OECD (2020) kommt in ihren Berechnungen auf einen leicht 

negativen Effekt auf das Investitionsvolumen, betont aber, dass sich dieser Effekt durch andere weniger gut 

quantifizierbare Faktoren wieder aufheben könnte. Solche Faktoren könnten zum Beispiel größere Steuersi-

cherheit und eine größere Effizienz bei der globalen Kapitalallokation sein. Zudem betont sie das kontrafak-

tische Szenario zu einer Einigung auf ein internationales Steuerreformkonzept: Staaten würden unilaterale 

Maßnahmen ergreifen (beispielsweise nationale Digitalsteuern) und Handelsstreitigkeiten könnten zuneh-

men. Ein solches Szenario wäre nach Berechnungen der OECD (2020) mit Wachstumsverlusten verbunden.  

 

Insbesondere wird an Säule 2 kritisiert, dass diese zwar eine Begrenzung des Wettbewerbs hinsichtlich des 

Steuersatzes bewirken könnte, gleichzeitig aber könnte sich der Wettbewerb verlagern, beispielsweise hin 

zu Sachinvestitionen, da hierfür Substanzausnahmen von der Mindeststeuer vorgesehen sind (Englisch, 

2021). Auch der Wettbewerb bei der Einkommensteuer könnte sich potenziell intensivieren (Spengel 

et al., 2023). 

 

Maßgeblich dafür, dass Säule 2 tatsächlich eine effektive Mindestbesteuerung zur Folge hat, ist, dass es ne-

ben der Harmonisierung des Steuersatzes auf 15 Prozent auch zu einer Harmonisierung der Bemessungs-

grundlage kommt (Spengel et al., 2023). Ansonsten droht eine Zunahme anderer Steuergestaltungsmöglich-

keiten. Besonders effektiv wäre eine möglichst globale Harmonisierung der Steuerbemessungsgrundlage. 

Derzeit gibt es jedoch keine nennenswerten Bestrebungen in dieser Hinsicht. Somit sind die Bemühungen 

auf EU-Ebene hier eine Einigung zu erzielen besonders relevant. Diese werden im vierten Abschnitt näher 

erläutert.  

3.4 Auswirkungen auf das Steueraufkommen  

Die geplante Mindeststeuer für Unternehmen in Höhe von 15 Prozent würde die Unterschiede in der EU mit 

Blick auf den Steuersatz in Teilen reduzieren, da für Länder mit einem nominalen Steuersatz unter 15 Prozent 

ein Anreiz besteht, auf diesen Wert zu erhöhen. Dies gilt zumindest für Irland und Ungarn (vgl. Abbildung 2-

1). Dadurch würde der internationale Steuerwettbewerb ein Stück weit begrenzt werden.  

 

Allerdings würde dies auch bedeuten, dass möglicherweise zu erwartende Mehreinnahmen gering ausfallen. 

Sofern verbundene Unternehmen im Ausland mit 15 Prozent besteuert werden, gibt es im Rahmen der Min-

deststeuer für den deutschen Fiskus keinen Anknüpfungspunkt für Steuerforderungen. Maßgeblich hierfür 

soll allerdings der effektive Steuersatz sein, so dass theoretisch auch Litauen und Großbritannien unterhalb 

der Mindeststeuer liegen würden. Rationales Verhalten vorausgesetzt ist es allerdings wahrscheinlich, dass 

bei Einführung der Mindeststeuer der Schwellenwert von 15 Prozent in keinem Land unterschritten wird 

(zumindest nicht für der Mindeststeuer unterliegende Konzerne), was entscheidend mit der nationalen Er-

gänzungssteuer zusammenhängt. Insgesamt ist von der Mindeststeuer keine strukturelle Verschiebung der 

Steuereinnahmen zu erwarten. Zum Großteil dürften sich die Effekte auf die Länder konzentrieren, die der-

zeit noch einen (effektiven) Steuersatz von weniger als 15 Prozent aufweisen. Dies bedeutet nicht, dass die 

Auswirkungen einer höheren Steuer im Einzelfall beträchtlich sein können. Zudem ist damit auch nicht ge-

sagt, dass es bei den multinationalen Unternehmen keine Verhaltensanpassungen geben würde. Allerdings 
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ist der von der Mindeststeuer ausgehende Anreiz begrenzt, Investitionen oder Geschäftstätigkeit zu verla-

gern oder zu überdenken.  

 

Die Anzahl empirischer Studien zum Steueraufkommenseffekt des Inklusiven Rahmens basierend auf den 

aktuellen Bestimmungen ist beschränkt. So sind die Ergebnisse des ersten „Impact Assessment“ der OECD 

aus dem Jahr 2020 nicht mehr aktuell, da sie auf anderen Annahmen zur Ausgestaltung der Säulen beruhen 

(OECD, 2020). Die neueren Schätzungen der OECD (2023c) auf Basis der sogenannten Country-by-Country-

Reports (CbCRs) kommen auf ein zusätzliches jährliches Steueraufkommen im Durchschnitt für die Jahre 2017 

bis 2021 durch Säule 1 in Höhe von 12 bis 25 Milliarden US-Dollar. Des Weiteren würden 132 Milliarden US-

Dollar an Steuerrechten in Marktstaaten verschoben werden. Anteilig am bisherigen Steueraufkommen wür-

den Länder mit niedrigem und mittlerem Einkommen am meisten profitieren, während Investitionszentren 

am meisten verlieren würden. Durch Säule 2 rechnet die OECD (2023c) für das Jahr 2018 mit einem zusätzli-

chen globalen Steueraufkommen in Höhe von 220 Milliarden US-Dollar. Derzeit liegen von Seiten der OECD 

noch keine länderspezifischen Schätzungen vor. Jedoch unterliegen diese Berechnungen Unsicherheiten. So 

kritisieren Spengel und Wickel (2023) die Aufkommensschätzungen als zu optimistisch, da etwa Dividenden 

doppelt gezählt werden und bereits erfolgte Maßnahmen zur Bekämpfung der Steuervermeidung aufgrund 

der Datenlage nicht berücksichtigt werden konnten.  

 

Verlässliche Schätzungen zu den länderspezifischen Steueraufkommenseffekten durch den Inklusiven Rah-

men liegen nur in Einzelfällen vor. Gstrein et al. (2023) nutzen die CbC-Berichte und Bureau van Dijk’s Orbis-

Daten um die Steueraufkommenseffekte von Säule 1 für Deutschland zu schätzen. Dabei wird angenommen, 

dass sich das Aufkommen in den Jahren von 2022 bis 2026 gemäß dem Trend der Jahre von 2016 bis 2021 

entwickelt. Sie abstrahieren bei ihrer Schätzung von Verhaltensanpassungen der Unternehmen sowie der 

Marktstaaten. Je nachdem ob die zusätzliche Steuerbemessungsgrundlage durch Säule 1 in Deutschland nur 

der Körperschaftsteuer in Höhe von 15 Prozent oder zusätzlich noch der Gewerbesteuer in Höhe von durch-

schnittlich ebenfalls 15 Prozent unterliegt, würde das zusätzliche durchschnittliche jährliche Steueraufkom-

men bei 850 Millionen Euro oder 1,7 Milliarden Euro liegen.  

 

Gstrein et al. (2023) machen auch eine Schätzung für das zusätzliche Steueraufkommen in Deutschland durch 

Säule 2. Sie unterscheiden dabei zwischen einem Szenario ohne Verhaltensanpassungen, einem mit Verhal-

tensanpassungen von Seiten der Unternehmen und einem Szenario mit Verhaltensanpassungen sowohl der 

Unternehmen als auch der Staaten. Das letzte Szenario halten sie für am wahrscheinlichsten. Für das Szenario 

ohne Verhaltensanpassungen kommen sie auf jährliche Steuermehreinnahmen für Deutschland von durch-

schnittlich 5,2 Milliarden Euro für den Zeitraum 2016 bis 2020. Für das dritte Szenario extrapolieren sie das 

Steuermehraufkommen für die Jahre bis 2026. Dieses beträgt ihren Rechnungen zufolge in Deutschland im 

Durchschnitt für die Jahre 2021 bis 2026 3,7 Milliarden Euro. Jedoch könnte hier der Steueraufkommensef-

fekt aufgrund der unklaren Definition der ausgewiesenen Gewinne in den CbC-Berichten eher überschätzt 

sein 

 

In einem weiteren Schritt berücksichtigen Gstrein et al. (2023) Interaktionseffekte zwischen Säule 1 und 2 

auf das jeweilige Steueraufkommen. Bei Säule 1 ergibt sich daraus lediglich ein marginaler Unterschied im 

einstelligen Millionenbereich, bei Säule 2 ein geringes Steuermehraufkommen im niedrigen dreistelligen Mil-

lionenbereich. Eine weitere Berechnung für das Steueraufkommen in Deutschland durch Säule 2 hat das EU 

Tax Observatory (2022) vorgelegt, wobei hierbei keine Verhaltensanpassungen berücksichtigt werden. Ta-

belle 3-1 fasst die Ergebnisse der verschiedenen Studien für Säule 1 und 2 zusammen. Die Ergebnisse von 
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Gstrein et al. (2023) liegen im unteren Bereich der Berechnungen des EU Tax Observatory (2022) für das 

Szenario ohne Verhaltensanpassungen. Dies könnte damit zusammenhängen, dass Gstrein et al. (2023) le-

diglich solche multinationalen Unternehmen berücksichtigen können, die auch einen Sitz in Deutschland ha-

ben. Somit dürften diese den Steueraufkommenseffekt eher unterschätzen. Zudem liegt das Ergebnis für das 

Szenario mit Verhaltensanpassungen mit 1,8 Milliarden Euro etwa bei 70 Prozent von dem Szenario ohne 

Verhaltensanpassungen in Gstrein et al. (2023). Überträgt man dies auf die Berechnung des EU Tax Obser-

vatory (2022), so kommt man anhand dieser Studien auf einen Wert zwischen 3,9 und 7,2 Milliarden Euro für 

das zusätzliche Steueraufkommen mit Verhaltensanpassungen in Deutschland. 

 

Für Säule 1 kommt das EU Tax Observatory (2023) für Deutschland auf einen Steueraufkommenseffekt von 

0,823 Milliarden Euro. Hierbei wird die zusätzliche Bemessungsgrundlage durch Säule 1 lediglich mit der Kör-

perschaftssteuer multipliziert. Das Ergebnis ist sehr nah an der Berechnung von Gstrein et al. 2023 für den 

Fall.  

Tabelle 3-1: Übersicht über Steueraufkommenseffekt durch den Inklusiven Rahmen in Deutschland 

Studie Säule 1 Säule 2 (ohne Verhal-
tensanpassungen) 

Säule 2 (mit Verhal-
tensanpassungen) 

Gstrein et al. (2023) 0,85- 1,7 Mrd Euro 5,2 Mrd Euro 3,7 Mrd Euro 

EU Tax Observatory 
(2022, 2023) 

0,823 Mrd Euro 5,5-10,1 Mrd Euro Keine Berechnungen 

Werte in den Spalten 1 und 2 für Säule 2 basieren auf den Szenarien mit Substanzausnahmen von jeweils 5 Prozent für 
Sachanlagevermögen und die Lohnsumme. 

Quellen: Gstrein et al. (2023); EU Tax Observatory (2022, 2023) 

Somit kann man den reinen Steueraufkommenseffekt durch den Inklusiven Rahmen für Deutschland mit grob 

zwischen 3,7 und 7,2 Milliarden Euro durch Säule 2 und etwa 0,85 Milliarden Euro durch Säule 1 angeben, 

dies macht einen Gesamteffekt von 4,5 bis 8 Milliarden Euro aus. Davon abziehen müsste man etwaige Kos-

ten, die mit der Inklusiven Rahmen verbunden sind, wie etwa Deklarationskosten. Spengel et al. (2023) be-

ziffern diese für Säule 2 mit jährlich 100 Millionen Euro. Somit wäre man grob bei einem zusätzlichen Steu-

eraufkommen für Deutschland von 4,4 bis 7,9 Milliarden Euro. Das würde bei einem Gesamtsteueraufkom-

men von 833 Milliarden Euro im Jahr 2021 einem Anteil von 0,5 bis 1 Prozent entsprechen. 

4 BEFIT-Konzept der Europäischen Kommission 

4.1 Überblick über das BEFIT-Konzept 

Im Grunde zeitgleich zu den Bemühungen der OECD hat die Europäische Kommission im Mai 2021 angekün-

digt, ein Konzept für die „Unternehmensbesteuerung im 21. Jahrhundert“ zu erarbeiten. Im September 2023 

ist nun ein Vorschlag für ein neues Körperschaftsteuersystem veröffentlicht worden (Europäische Kommis-

sion, 2023). Der Titel lautet „Unternehmen in Europa: ein Rahmen für die Unternehmensbesteuerung“ – auf 

Englisch „Business in Europe: Framework for Income Taxation“ (BEFIT). Hintergrund dieser Initiative ist, dass 

bisher kein gemeinsames Körperschaftsteuersystem in der EU besteht. Vielmehr liegt die Hoheit über die 

Ausgestaltung bei den 27 Mitgliedstaaten. Bereits 2011 und 2016 hatte die Europäische Kommission 
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Initiativen zur Schaffung einer einheitlichen, konsolidierten Bemessungsgrundlage gestartet, die jedoch auf 

politischer Ebene nicht beschlossen wurden und nach Vorstellung von BEFIT zurückgezogen worden sind.  

 

Eine Prämisse für die Europäische Kommission lautet, dass der Vorschlag mit den Grundsätzen des internati-

onalen Steuerreformkonzepts der OECD und der G20 übereinstimmen soll, insbesondere mit Blick auf die 

Säule 2. In dem Vorschlag der EU-Kommission zu BEFIT beziehen sich die Parallelen unter anderem auf den 

Anwenderkreis, das heißt verpflichtend sollen die Regelungen nur für Konzerne mit Sitz in der EU und einem 

Umsatz von mehr als 750 Millionen Euro sein und internationale Rechnungslegungsstandards (US-GAAP, 

IFRS) als Ausgangspunkt zur Bestimmung einer konsolidierten Bemessungsgrundlage. Kleine und mittlere Un-

ternehmensgruppen können für BEFIT optieren. Wie in Säule 1 soll zumindest langfristig eine formelbasierte 

Gewinnaufteilung der konsolidierten Gewinne auf die beteiligten Unternehmensgesellschaften eingeführt 

werden, die in letzter Konsequenz den Fremdvergleichsgrundsatz ablösen und damit die Verrechnungspreis-

regeln in Teilen obsolet werden ließen. BEFIT knüpft somit an den Inklusiven Rahmen der OECD an. 

 

Zunächst soll es allerdings bis zum Jahr 2035 eine Übergangsphase geben, in der zwar die Gewinne der ein-

zelnen Gesellschaften eines multinationalen Unternehmens (MNU) anhand einheitlicher Regeln bestimmt 

werden, wobei nationale Anpassungen bei einzelnen Aspekten möglich bleiben sollen. Gleichwohl bleibt der 

Fremdvergleichsgrundsatz das Maß der Dinge für konzerninterne Verrechnungen und damit auch entschei-

dend für die Profitabilität. In diesem Zuge hat die Europäische Kommission als Bestandteil von BEFIT einen 

Vorschlag zur Präzisierung der Verrechnungspreisregeln der OECD unterbreitet. Im Rahmen von BEFIT soll 

der Anteil der einzelnen Gesellschaften eines MNU an der konsolidierten Bemessungsgrundlage ermittelt 

werden, indem der durchschnittliche Gewinnanteil der vorausgegangenen drei Jahre einer Gesellschaft am 

durchschnittlichen Gesamtgewinn des MNU der vorausgegangenen drei Jahre ermittelt wird. Verlustjahre 

gehen dabei mit einem Wert von null ein. In den ersten drei Jahren der Anwendung bedeutet dies, dass die 

Gewinne noch (teilweise) nach bestehenden nationalen Vorgaben ermittelt werden. Ab Jahr vier kommen 

dann ausschließlich die gemeinsamen Regeln nach dem EU-Vorschlag und den internationalen Rechnungsle-

gungsstandards zur Anwendung. Verluste können innerhalb des MNU verrechnet werden. Eine formelba-

sierte Gewinnaufteilung zum Beispiel auf Basis von Umsatz, Mitarbeiterzahl oder Vermögensgegenständen 

ist zumindest bis 2035 nicht vorgesehen. Für die Zeit danach hält sich die EU-Kommission eine Regelung of-

fen. Gesellschaften eines MNU außerhalb der EU sind von der Konsolidierung ausgenommen. Hier gelten die 

Verrechnungspreisvorschriften unverändert fort. Konzerne mit Sitz außerhalb der EU können in der EU ver-

pflichtet zur Teilnahme an BEFIT sein, wenn sie eine Umsatzgrenze von 50 Millionen Euro in der EU über-

schreiten und der Umsatzanteil in der EU zumindest 5 Prozent des Gesamtumsatzes ausmacht. 

 

Letztlich bedeutet der Vorschlag für die Übergangszeit, dass sich die Anteile der Länder an dem Gewinn eines 

MNU in dem Maße verändern, wie die nationalen Regeln zur Bestimmung der Bemessungsgrundlage von den 

einheitlichen Vorgaben in Anlehnung an internationale Rechnungslegungsstandards abweichen. Zudem kön-

nen Verlustgesellschaften und entsprechende Verlustausgleiche die Bemessungsgrundlage in allen beteilig-

ten Ländern ändern.  

 

Größere Verwerfungen, wie sie durch eine Neuverteilung der Bemessungsgrundlage eines MNU hervorgeru-

fen werden könnten, sind in der Übergangsphase nicht zu erwarten. Dies erhöht möglicherweise die Zustim-

mungsbereitschaft einzelner Mitgliedstaaten. Sofern nämlich langfristig, also nach Ende der Übergangsphase 

im Jahr 2035, die Bemessungsgrundlage tatsächlich nach einem Allokationsschlüssel aufgeteilt werden sollte, 

würden sich voraussichtlich signifikante Verschiebungen ergeben (siehe auch Abschnitt 4.3). Auf lange Sicht 
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soll innerhalb der EU das bisherige System der Verrechnungspreise auf Basis des Fremdvergleichsgrundsatzes 

in Teilen aufgegeben werden. Die Gewinnanteile würden in jedem Fall weiterhin den jeweiligen nationalen 

Steuersätzen unterliegen, so dass Steuerwettbewerb über den Steuersatz nicht ausgeschlossen wird. Nach 

Vorstellung der Europäischen Kommission sollen die wesentlichen Elemente einer entsprechend konzipier-

ten Bemessungsgrundlage per Richtlinie den Mitgliedstaaten vorgegeben werden, um – anders als bei un-

verbindlichen Empfehlungen – eine hohe Wirksamkeit sicherzustellen.  

 

Die Europäische Kommission verspricht sich von der Harmonisierung eine Stärkung der Wettbewerbsfähig-

keit der EU und eine Reduzierung von Verzerrungen bei Investitions- und Finanzierungsentscheidungen (be-

sonders sofern diese aufgrund von Strategien zur Steueroptimierung getroffen werden). Zudem sollen die 

Compliance- oder Befolgungskosten für die Unternehmen spürbar sinken. Insgesamt geht es auf lange Sicht 

um gemeinsame Regeln zur Berechnung, Konsolidierung und Verteilung der steuerlichen Bemessungsgrund-

lage eines MNU, wobei insbesondere auch digitale Geschäftsmodelle einbezogen werden sollen. 

 

4.2 Bewertung einzelner Aspekte 

◼ Geltungsbereich 

Die angedachte Höhe eines Grenzwerts für den konsolidierten Jahresumsatz einer Unternehmensgruppe von 

750 Millionen Euro, ab dem die Anwendung von BEFIT verpflichtend sein soll, führt dazu, dass kleine und 

mittelständische Unternehmen (KMU) sowie auch viele größere Unternehmen von der Regelung zunächst 

nicht erfasst würden. Rund 0,7 Prozent der Unternehmen in Deutschland wurden 2020 nach einer Definition 

der Europäischen Kommission als Großunternehmen eingestuft – das sind rund 23.000 Unternehmen (IfM, 

2023a). Zu der Kategorie zählen jedoch bereits Unternehmen mit einem Umsatz von mehr als 50 Millionen 

Euro, sofern sie gleichzeitig mindestens 250 Beschäftigte haben (IfM, 2023b). In Deutschland übertreffen am 

aktuellen Rand gerade einmal 827 Unternehmen die Umsatzschwelle von 750 Millionen Euro (Greive/Hilde-

brand, 2021). Entscheidend ist daher das geplante Wahlrecht für Unternehmen unterhalb des Grenzwerts. 

Da die Ziele von BEFIT die Verringerung von Compliance-Kosten und die Herstellung eines „level-playing-

fields“ sind, sollten die Regelungen so gestaltet werden, dass es KMU leichtfällt, für die Anwendung von BEFIT 

zu optieren. Dadurch könnte besonders ambitionierten Mittelständlern Rechnung getragen werden. Eine 

Wahlmöglichkeit verhindert im Zweifelsfall auch eine nicht gewünschte Anwendung von BEFIT. 

 

Ein zentrales Anliegen der Europäischen Kommission bei der Konzeption von BEFIT lautet, Regelungen im 

Einklang mit dem Steuerreformkonzept der OECD zu finden. Für den Geltungsbereich von BEFIT wäre somit 

eine Angleichung an den Schwellenwert in Säule 2 des Inklusiven Rahmens grundsätzlich sinnvoll, der bei 

multinationalen Unternehmen mit einem Jahresumsatz ab 750 Millionen Euro Umsatz liegt (OECD, 2021c). 

Die Begründung für diesen Schwellenwert liegt darin, Kohärenz mit bestehenden internationalen Richtlinien 

für die Körperschaftsteuer, wie den Vorschriften über die länderbezogene Berichterstattung (CbCR), zu ge-

währleisten (OECD, 2021b). Aus ökonomischer Sicht ließe sich zum Beispiel auch eine Orientierung an der 

Abgrenzung von KMU und Großunternehmen begründen. Letztlich ist die Festlegung eines jeden Grenzwerts 

eine Frage politischen Ermessens. Da sich die BEFIT-Regelung an dem EU-Vorschlag für eine Richtlinie zu 

Säule 2 orientiert, würde insofern eine Abweichung von den allgemeinen Mustervorschriften der OECD be-

stehen, als dass die EU-Richtlinie die Anwendung auch auf rein inländische Unternehmensgruppen ausdehnt, 

um die Vereinbarkeit mit den Grundfreiheiten zu gewährleisten (Europäische Kommission, 2021).  
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Sektorbezogene Ausnahmen von den BEFIT-Regelungen sollten möglichst vermieden werden. Der EU-Vor-

schlag sieht vor, den spezifischen Merkmalen einiger Wirtschaftszweige, wie beispielsweise des internatio-

nalen Verkehrs, der Schifffahrt und der mineralgewinnenden Industrien, Rechnung zu tragen. Für die Akzep-

tanz von BEFIT ist in diesem Zusammenhang eine überzeugende Argumentation für gewählte Ausnahmere-

gelungen entscheidend. Sinnvoll könnten auch Anpassungen für den Finanzdienstleistungssektor sein. So ist 

dieser Sektor von Säule 1 des Inklusiven Rahmens ausgeschlossen, da es zum einen Unterschiede zwischen 

der Finanzberichterstattung und den Berichtsstandards anderer Sektoren gibt und zum anderen argumen-

tiert wird, dass Finanzdienstleister an dem Ort tätig sein müssen, an dem sie ihr Einkommen erzielen (OECD, 

2021b). Demgemäß wäre es sinnvoll, eine spätere BEFIT-Formel für die Gewinnaufteilung in diesem Fall hie-

ran anzupassen. Zugleich ist allerdings darauf hinzuweisen, dass eine Anwendung von Säule 1 auch auf den 

Finanzdienstleistungssektor aufgrund dessen hoher Profitabilität das Steueraufkommen erheblich steigern 

könnte (Devereux/Simmler, 2021).  

 

◼ Berechnung der Steuerbemessungsgrundlage 
 

Ohne weitreichende Harmonisierung der Rechnungslegungsvorschriften zur Ermittlung der Steuerbemes-

sungsgrundlage ist BEFIT genau wie die Säule 2 des Inklusiven Rahmens unzureichend (Spengel et al., 2023). 

Ein Beispiel für die Problematik einer nicht umfassenden Regelung ist der Umgang mit betrieblichen Pensi-

onsrückstellungen. Aus steuerlicher Sicht handhaben die Mitgliedstaaten der EU die betriebliche Altersver-

sorgung für Direktzusagen unterschiedlich. Während es in den meisten Ländern keine besonderen Regelun-

gen gibt, verlangt das Steuerrecht in Österreich, Deutschland, Italien, Luxemburg, den Niederlanden und 

Schweden Rückstellungen für künftige Rentenzahlungen. Dies ist nicht nur ein technisches Problem, sondern 

hat relevante Auswirkungen auf die Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage.  

 

Im Jahr 2011 hatte die Europäische Kommission im Rahmen der ersten GKKB-Initiative noch vorgeschlagen, 

die Lücke zwischen den nationalen Steuersystemen in Bezug auf die betriebliche Altersversorgung zu schlie-

ßen. Artikel 26 des Richtlinienvorschlags der Europäischen Kommission zur GKKB aus jenem Jahr empfahl die 

Verwendung „zuverlässiger geeigneter Methoden zur Schätzung der Ansprüche von Arbeitnehmern und die 

Diskontierung zukünftiger Rentenzahlungen unter Bezugnahme auf den Euribor-Satz für Verpflichtungen mit 

einer Laufzeit von 12 Monaten“ (Europäische Kommission, 2011, 28). 

 

Im Gegensatz zu der Initiative des Jahres 2011 war der Vorschlag für eine gemeinsame Bemessungsgrund-

lage aus dem Jahr 2016 weniger streng. Artikel 24 der Richtlinie zur GKKB besagte, dass „die Mitgliedstaaten 

den Abzug von Pensionsrückstellungen vorsehen können“ (Europäische Kommission, 2016a, 34). In Artikel 44 

wurde hinzugefügt, dass Pensionsrückstellungen, die nach nationalem Recht abzugsfähig sind, „von dem zu-

zurechnenden Anteil abzuziehen sind“ (Europäische Kommission, 2016b, 33). Folglich sollte der steuerliche 

Umgang mit Pensionsrückstellungen auf nationaler Ebene geregelt werden. Ein solcher Ansatz führt jedoch 

dazu, dass eine gemeinsame Bemessungsgrundlage nur bedingt erreicht werden kann. Der EU-Vorschlag zu 

BEFIT sieht ebenfalls die Möglichkeit nationaler Anpassungen unter anderem bei Pensionsrückstellungen vor. 

Im Grundsatz schwächt jede nationale Anpassungsmöglichkeit die Bedeutung der Konsolidierung. 

 

Ein weiteres Argument für eine umfassende Regelung ist die Einschränkung von sogenannten Patent- oder 

Lizenzboxen. Bis heute nutzen viele Länder, auch EU-Länder, dieses Instrument, um immaterielle Wirtschafts-

güter von MNU anzuziehen. Eine formelhafte Aufteilung der Bemessungsgrundlage könnte den Anreiz für ein 
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solches Konstrukt mindern und damit zu einem fairen Steuerwettbewerb beitragen (Hentze, 2019b). Entste-

hende Befolgungskosten sollten dabei stets im Blick behalten und möglichst minimiert werden. 

 

◼ Formel für die Aufteilung der steuerbaren Gewinne 

Da BEFIT in Einklang mit dem Zwei-Säulen-Konzept der OECD stehen soll, ist eine einheitliche Regelung von 

EU und OECD sinnvoll. Während jedoch die Europäische Kommission bis dato auf einen dreigeteilten Alloka-

tionsschlüssel für die BEFIT-Formel bei der Gewinnaufteilung gesetzt hatte (Sachanlagen, Arbeit in Form von 

Personal und Löhnen, Umsatz), haben sich die OECD-Staaten bei der formelbasierten Neuallokation von Be-

steuerungsrechten in Säule 1 für eine alleinige Orientierung am Umsatz ausgesprochen. In dem Vorschlag 

der Europäischen Kommission zu BEFIT findet sich lediglich der Hinweis, dass eine Formelaufteilung unter 

Einbeziehung immaterieller Vermögensgegenstände ein denkbarer Weg ist. Eine konkrete Ausgestaltung ei-

nes Allokationsschlüssels für die Zeit nach der Übergangsphase wird jedoch nicht skizziert.  

 

Die Frage der Inkohärenz der beiden Regelungen ist damit noch nicht zu beantworten. Jedoch gilt es zu be-

achten, dass Säule 1 sich lediglich auf 25 Prozent des Residualgewinns (Amount A) eines Unternehmens be-

zieht. Dieser entspricht dem Teil des Gesamtgewinns, der eine Umsatzrendite vor Steuern von 10 Prozent 

übersteigt. Die formelbasierte Umverteilung von Steuerrechten gemäß Säule 1 fokussiert sich also auf eine 

Art von „Übergewinn“ und hat somit lediglich einen relativ begrenzten Anwendungsbereich, der darauf ab-

zielt, Marktstaaten, also jenen Staaten, in denen der eigentliche Umsatz geniert wird, an den daraus resul-

tierenden Steuereinnahmen zu beteiligen. Anders gelagert ist die Zielsetzung bei der BEFIT-Regelung, bei der 

sich eine Formel für die Gewinnaufteilung auf den gesamten Gewinn beziehen würde und die tatsächlichen 

Quellen der Einkommensgenerierung widerspiegeln soll. Somit wäre hier der in Erwägung stehende dreitei-

lige Allokationsschlüssel anhand von Sachanlagen, Arbeit und Umsatz sinnvoll, um Verzerrungen zu minimie-

ren, jedoch sind auch Abwandlungen denkbar und begründbar. Eine Abweichung zum OECD-Ansatz wäre vor 

diesem Hintergrund vertretbar. 

 

Die Frage, inwieweit immaterielle Vermögenswerte in die formelbasierte Gewinnaufteilung einbezogen wer-

den sollen, stellt sich vor allem angesichts der großen Digitalkonzerne, die in der Regel über umfangreiche 

immaterielle Vermögenswerte verfügen. Im Ergebnis sollen nach den Vorstellungen der Europäischen Kom-

mission Konzerne wie Google und Amazon mehr Steuern in Europa zahlen. Jedoch sind immaterielle Vermö-

genswerte schwer zu bewerten und in der Regel auch relativ mobil. Die Anwendung einer Formelaufteilung 

auch auf immaterielle Vermögenswerte innerhalb der EU könnte also zu konzerninternen Verlagerungen der-

selben in andere Regionen führen. Bei Akquisitionen immaterieller Wirtschaftsgüter von fremden Dritten 

wäre eine Berücksichtigung in der Formel aufgrund des bezahlten Marktpreises weniger kritisch (Mar-

tins/Taborda, 2022). Allerdings wäre es unsystematisch, bestimmte Zukäufe von immateriellen Wirtschafts-

gütern zu berücksichtigen (bei fremden Dritten), andere jedoch auszuschließen (bei verbundenen Unterneh-

men).  

 

Eine Idee der Europäischen Kommission aufgrund der Bewertungsproblematik ist die Berücksichtigung von 

Ersatzwerten, beispielsweise Aufwendungen für Forschung und Entwicklung (FuE) oder Marketing. Gegen die 

Verwendung von Ersatzwerten spricht, dass sich diese Aufwendungen aus der Beschäftigung (FuE-Mitarbei-

ter) oder den materiellen Investitionen (zum Beispiel Laboratorien) ableiten und somit bereits durch die an-

deren Faktoren erfasst werden (De Mooij et al., 2021). Die Einbeziehung immaterieller Vermögenswerte ist 

somit nicht unproblematisch, zumal es gilt, die Wettbewerbsfähigkeit der in der EU ansässigen Unternehmen 
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auch im Vergleich zu Unternehmen außerhalb der EU, die nicht den neuen Regeln unterliegen würden, si-

cherzustellen. Gleichwohl wäre eine zumindest approximierte Berücksichtigung wichtig, um eine umfassende 

Harmonisierung zu erreichen. 

 

◼ Gewinnzuordnung an nahestehende Unternehmen außerhalb der EU 

Vereinfachte Konzepte zur Reduktion von Befolgungskosten bei der Gewinnzuordnung an nahestehende Un-

ternehmen, die außerhalb der konsolidierten Unternehmensgruppe ihren Sitz haben, sind grundsätzlich sinn-

voll. Das Abstellen auf makroökonomische Benchmarks hierzu kann zwar keine individuelle Analyse ersetzen, 

in vielen Fällen dürften mögliche Abweichungen jedoch eher gering sein.  

 

Sofern bei Transkationen mit Gesellschaften eines MNU außerhalb der EU in jedem Fall die reguläre Verrech-

nungspreisanalyse auf Basis des Fremdvergleichsgrundsatzes erfolgen muss, würden die Befolgungskosten 

hoch bleiben.  

 

◼ Verwaltung und Befolgungskosten 

Vor diesem Hintergrund sollte die Europäische Kommission die entstehenden Befolgungskosten für Unter-

nehmen und die öffentliche Verwaltung bei der Erarbeitung des BEFIT-Konzepts genau im Blick behalten. Die 

Reduzierung von Befolgungskosten der Firmen sowie der Prüfkosten der Steuerbehörden ist ein elementares 

Ziel von BEFIT, an dem sich der Vorschlag messen lassen muss. Kosteneinsparungen auf beiden Seiten sollten 

zumindest innerhalb eines Zeitfensters von einigen Jahren sichergestellt werden. Einmalige Anlauf- oder Um-

stellungskosten für Unternehmen wie Verwaltung sind vermutlich nicht gänzlich zu vermeiden. Die EU-Kom-

mission beziffert die Reduktion der Befolgungskosten für die Unternehmen auf 65 Prozent. Der Wert scheint 

zunächst sehr hoch gegriffen und blendet zudem einmalige Umstellungskosten aus. 

4.3 Auswirkungen von BEFIT 

Für die in dem BEFIT-Vorschlag skizzierte Übergangszeit bis zum Jahr 2035 ist aufgrund der einheitlichen und 

konsolidierten Ermittlung der Bemessungsgrundlage durchaus mit Veränderungen des Steuersubstrats in 

den jeweiligen Ländern zu rechnen. Dafür sorgen sowohl Abweichungen zwischen nationalen Regelungen 

und den Vorgaben von BEFIT als auch die Möglichkeit des grenzüberschreitenden Verlustausgleichs. 

 

◼ Abweichung von nationalen Regeln 

Wenn die Ermittlung der steuerlichen Bemessungsgrundlage nach nationalem Recht zu einem geringeren 

Wert führen sollte als nach den unter BEFIT noch zu wählenden einheitlichen Rechnungslegungsstandards, 

würde sich die nationale Bemessungsgrundlage unter BEFIT im Vergleich zum Status quo erhöhen. Damit 

würden bei unverändertem Steuersatz auch die Steuereinnahmen höher ausfallen. Der Grund dafür ist, dass 

zunächst, d.h. in den ersten drei Jahren, die Allokation der Anteile an der Bemessungsgrundlage zumindest 

teilweise auf Basis der aktuellen Bemessungsgrundlagen (vor BEFIT) erfolgt, das heißt der Anteil ist zunächst 

festgeschrieben. Bei einem Anstieg der Bemessungsrundlage fällt der jeweilige Anteil auch höher aus. Dies 

gilt für alle teilnehmenden Länder und bedeutet, dass ein Anstieg der Bemessungsgrundlage durch BEFIT in 

einem Mitgliedsland ceteris paribus die Bemessungsgrundlage und auch die Steuereinnahmen in allen teil-

nehmenden Ländern erhöht. Ab dem vierten Jahr basieren die Anteile an der Bemessungsgrundlage auf den 

gewählten einheitlichen Rechnungslegungsstandards. Dann führt jenseits von späteren nationalen 



Unternehmensteuerreformkonzepte 

22 

Anpassungen nur noch der grenzüberschreitende Verlustausgleich zu einer Veränderung der einheitlichen 

konsolidierten Bemessungsgrundlage des MNU. 

 

◼ Verlustausgleich 

Die Konsolidierung der Gewinne schließt Verluste ein. Dies bedeutet, dass der Verlust einer Konzerngesell-

schaft in einem EU-Mitgliedstaat unmittelbar die Bemessungsgrundlage des Konzerns schmälert. Im Aggregat 

fällt die Bemessungsgrundlage durch die grenzüberschreitende Verlustverrechnung ceteris paribus geringer 

aus, sofern mindestens eine Gesellschaft Verluste erleidet. Dies gilt für alle teilnehmenden Länder, das heißt 

der Verlust einer Landesgesellschaft mindert ceteris paribus die Bemessungsgrundlage in allen teilnehmen-

den Ländern. 

 

◼ Darstellung der Effekte anhand eines Beispiels 

Ein MNU besteht aus drei Gesellschaften in drei verschiedenen Ländern. Unternehmen A erzielt nach natio-

nalem Steuerrecht eine Bemessungsgrundlage von 1.000 Euro. Durch Anwendung internationaler Rech-

nungslegungsstandards nach BEFIT reduziert sich die Bemessungsgrundlage um 200 Euro, beispielsweise weil 

es im nationalen Steuerrecht Abzugsbeschränkungen gibt. Umgekehrt erhöht sich bei Unternehmen B die 

Bemessungsgrundlage, da annahmegemäß bestimmte steuerliche Abzugsmöglichkeiten unter BEFIT keine 

Anwendung finden. Unternehmen C kann den erlittenen Verlust in Höhe von 500 Euro zur grenzüberschrei-

tenden Verrechnung einbringen. Die so ermittelte gemeinsame konsolidierte Bemessungsgrundlage wird bei 

der ersten Anwendung von BEFIT auf Basis der nach nationalem Steuerrecht ermittelten Gewinnanteile der 

vorausgegangenen drei Jahre aufgeteilt (der Einfachheit halber werden im Beispiel konstante Gewinne/Ver-

luste und damit auch Anteile im Zeitverlauf unterstellt). Der Gewinnanteil von Unternehmen A ist demnach 

20 Prozent, der Anteil von Unternehmen B ist 80 Prozent und der Anteil des Verlustunternehmens C ist 0 

Prozent. In dem gewählten Beispiel erhöht sich die Bemessungsgrundlage nach BEFIT insgesamt und damit 

auch in den einzelnen Ländern, wobei im Falle des Verlustunternehmens weiterhin kein steuerpflichtiger 

Gewinn entsteht (Tabelle 4-1). Nationale Anpassungen der Bemessungsgrundlage sollen gleichwohl möglich 

sein. 

Tabelle 4-1: Auswirkung von BEFIT in der Übergangsphase auf die Bemessungsgrundlage 

Beispielhafte Darstellung einer Unternehmensgruppe 

Bemessungsgrund-
lage in Euro  

Nationales 
Steuerrecht 

BEFIT Veränderung durch 
BEFIT 

Bemessungsgrundlage 
neu 

Unternehmen A 1.000 800 -200 1.060 

Unternehmen B 4.000 5.000 +1.000 4.240 

Unternehmer C 0 -500 -500 0 

Summe 5.000 5.300 +300 5.300 

Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft 

 

Der Wechsel vom Fremdvergleichsgrundsatz zu einer formelbasierten Gewinnaufteilung, wie es das BEFIT-

Konzept für die Zeit ab 2035 in Aussicht stellt, käme einer systematischen Neukonzeptionierung des steuer-

lichen Rahmens in der EU gleich. Von daher sollte es auch nicht überraschen, wenn die Auswirkungen auf das 

national zu besteuernde Steuersubstrat erheblich ausfielen. Ohne diesen zweiten Schritt wäre eine 
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Harmonisierung jedoch unvollständig. Entscheidend wird es ein, eine formelbasierte Aufteilung zu finden, 

die ökonomischen Prinzipien gerecht wird, ohne für offenkundige Verwerfungen bei der Bemessungsgrund-

lage zu sorgen.  

 

Im oben gewählten Beispiel könnte folgender Effekt resultieren, wobei aus Vereinfachungsgründen ein aus-

schließlich umsatzbasierter Allokationsschlüssel (wie bei Säule 1 des OECD-Reformvorhabens) betrachtet 

wird. Die formelbasierte Gewinnallokation anhand des Umsatzes nivelliert die steuerlich festgestellte Profi-

tabilität der Landesgesellschaften. Es bleibt offen, inwieweit die unterschiedliche Profitabilität auf lokale Ge-

schäftsstrategien oder auf Verrechnungspreisgestaltung zurückzuführen ist. Dies ist aufgrund der formalhaf-

ten Allokation aber auch unerheblich. Im Ergebnis ist der umverteilende Effekt der formelhaften Aufteilung 

gewaltig. Unternehmen A weist eine um 50 Prozent höhere Bemessungsgrundlage auf. Unternehmen B, das 

Unternehmen mit der größten Profitabilität, büßt dagegen 37,5 Prozent des zu versteuernden Gewinns ein. 

Der Verlustgesellschaft C wird logischerweise ein zu versteuernder Gewinn zugeordnet (Tabelle 4-2).  

Tabelle 4-2: Effekt eines Allokationsschlüssels auf die Bemessungsgrundlage 

Beispielhafte Darstellung einer Unternehmensgruppe 

In Euro Umsatz Bemessungs-
grundlage 

BEFIT 

Zuzurechnen-
der Anteil 
(Umsatz-
schlüssel) 

Bemessungs-
grundlage 

neu 

Unternehmen A 24.000 800 30% 1.590 

Unternehmen B 40.000 5.000 50% 2.650 

Unternehmen C 16.000 -500 20% 1.060 

Summe 80.000 5.300 100% 5.300 

Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft 

 

Dass das Ausmaß der Umverteilung in der Realität erheblich sein kann, zeigt eine statische Simulation der 

Anwendung einer formelhaften Gewinnaufteilung gemäß des zurückgezogenen GKKB-Vorschlags auf die Be-

messungsgrundlage der EU-Mitgliedstaaten im Vergleich zum bisherigen Verrechnungspreissystem anhand 

von historischen Daten (Abbildung 4-1). Im Grundsatz würden die Ergebnisse auch für BEFIT gelten. Vor allem 

kleinere Länder wie Irland, Luxemburg und Malta könnten durch eine formelhafte Gewinnaufteilung erheb-

liche Teile ihrer Steuerbemessungsgrundlage verlieren, während große Absatzmärkte wie Frankreich, Italien, 

Spanien und Deutschland eher gewinnen würden. 
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Abbildung 4-1: Veränderung der Bemessungsgrundlage bei einer formelhaften Gewinnaufteilung in der EU 

Simulationsrechnung für 2015 in Milliarden US-Dollar und in Prozent der bisherigen Bemessungsgrundlage 

 
Quelle: Hentze, 2019b 

 

Zur Simulation der Aufkommenseffekte wird zunächst die Höhe der steuerpflichtigen Gewinne pro Land für 

alle Unternehmen in einem Land, also ohne Umsatzschwelle, ermittelt. Torslov et al. (2022) berechnen die 

gesamten Unternehmensgewinne pro Land für 2015 auf der Grundlage der volkswirtschaftlichen Gesamt-

rechnung. Diese Gewinne werden dann in Gewinne inländischer Unternehmen und in Gewinne ausländischer 

Unternehmen unterteilt. Letztere werden per Definition von multinationalen Unternehmen mit Hauptsitz im 

Ausland erwirtschaftet und unterliegen daher theoretisch der Gewinnverlagerung. Daher würden diese Ge-

winne bei der Anwendung einer formelhaften Aufteilung berücksichtigt werden. Darüber hinaus wird ein 

bestimmter Anteil der inländischen Gewinne von multinationalen Unternehmen mit Hauptsitz im Heimatland 

erwirtschaftet. Der entsprechende Betrag unterliegt theoretisch ebenfalls der Gewinnverlagerung und der 

formelhaften Aufteilung.  

 

Da die Höhe dieser Gewinne nicht bekannt ist, wird die Exportquote einer Volkswirtschaft (das heißt die 

Ausfuhren im Verhältnis zum BIP für 2016 gemäß den Daten von OECD, Eurostat und Weltbank) als Nähe-

rungswert für die Bestimmung des Anteils der inländischen Gewinne aus internationalen Geschäften verwen-

det. Da Ausfuhren nicht ausschließlich von multinationalen Unternehmen getätigt werden, sondern auch von 

rein inländischen Unternehmen, würde diese Zahl, die von lokalen multinationalen Unternehmen erwirt-

schafteten Gewinne, überbewerten. Daher ist eine Annahme für die von multinationalen Unternehmen ge-

tätigten Ausfuhren erforderlich. Zur Vereinfachung wird der Anteil für alle Länder auf 70 Prozent festgelegt. 

Somit werden 70 Prozent der inländischen Gewinne, die aus internationalen Geschäften (Exporten) erwirt-

schaftet werden, den multinationalen Unternehmen zugerechnet und daher in der Simulation berücksichtigt. 

Dies impliziert, dass der Rest den (exportierenden) lokalen Unternehmen zugewiesen wird. Es liegt auf der 
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Hand, dass ein höherer Prozentsatz das Umverteilungsvolumen erhöht, während ein niedrigerer Satz es ver-

ringert. Letztendlich führt dieser Ansatz zu dem Betrag der steuerpflichtigen Gewinne pro Land, der maximal 

der Gewinnverlagerung unterliegt.  

 

Der daraus resultierende Betrag entspricht den Gewinnen, die für eine formelhafte Aufteilung in Frage kom-

men. Anschließend wird die Verteilung dieser Gewinne auf Länderebene mit einer hypothetischen Zuteilung 

unter Verwendung der von der EU aufgeworfenen formelhaften Aufteilung verglichen, also Umsatzvolumen, 

Anzahl der Beschäftigten und investiertes Kapital. Die Länderanteile für die Gewinnaufteilung werden auf der 

Datengrundlage von Oxford Economics zum Kapitalstock, zur Beschäftigung und zum privaten Verbrauch (als 

Ersatz für das Umsatzvolumen) berechnet. Diese makroökonomischen Näherungswerte beziehen sich nicht 

ausschließlich auf die multinationalen Unternehmen, sondern auf die Wirtschaft als Ganzes. Die drei Ele-

mente des Verteilungsschlüssels zur Berechnung des Gewinnanteils eines Landes werden dabei gleich ge-

wichtet. Im Ergebnis beträgt der Anteil Deutschlands an den EU-Mitgliedsstaaten rund 21 Prozent, gefolgt 

von Frankreich (15 Prozent), dem Vereinigten Königreich (14 Prozent) und Italien (12 Prozent).  

 

Der Grundgedanke der Analyse ist es, die grundsätzlichen Auswirkungen auf die Steuerbasis eines Landes zu 

sehen. Allerdings sind die Ergebnisse aufgrund der restriktiven Annahmen eher indikativ als eine exakte 

Schätzung. Da die Verhaltenseffekte der multinationalen Unternehmen nicht berücksichtigt werden, ist die 

Interpretation der Zahlen zudem eingeschränkt. Verhaltensanpassungen der Unternehmen werden in der 

Berechnung ausgeblendet. 

 

Aus systematischer Sicht wäre eine gemeinsame Steuerbemessungsgrundlage erst vollends überzeugend, 

wenn es eine globale Verständigung gäbe. Diese würde die Verteilungseffekte noch einmal kräftig verändern. 

Wenn statt der EU-Staaten die G20-Staaten, also die Mitgliedsländer der EU und die jenseits davon 19 wich-

tigsten Industrie- und Schwellenländer der Welt, ein solches System einführten, würden allen voran die EU-

Staaten – auch die großen – ein Teil der zu versteuernden Gewinne abgeben müssen. Profiteure wären die 

USA vor allem aufgrund des hohen Konsums der Bürger sowie China und Indien aufgrund einer hohen Anzahl 

an Beschäftigten. Ob ein Land mit Blick auf die Steuereinnahmen zu den Gewinnern oder Verlierern einer 

gemeinsamen Bemessungsgrundlage zählt, hängt folglich nicht zuletzt davon ab, welche anderen Länder sich 

daran beteiligen (Abbildung 4-2). 
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5 Einordnung der Reformvorhaben 
Die Sicherstellung eines fairen Steuerwettbewerbs und die Förderung von Investitionen und Wirtschafts-

wachstum sollten die Hauptziele bei der Änderung des Unternehmensteuersystems sein. Steuerwettbewerb 

kann sowohl auf Ebene des Steuersatzes als auch auf Ebene der Steuerbemessungsgrundlage stattfinden. 

Um für einen fairen Wettbewerb zu sorgen, gilt es, beide Parameter zu adressieren.  

 

Die OECD-Initiative für eine globale Mindeststeuer in Säule 2 leistet einen wichtigen Beitrag hierzu. Dem 

Vorschlag zufolge würde der Wettbewerb über den Steuersatz nicht ausgeschlossen, sondern nach unten 

begrenzt werden. Der OECD-Initiative mangelt es bisher jedoch an einer Einigung auf eine harmonisierte Be-

messungsgrundlage. Dies könnte den Erfolg beeinträchtigen. Daher stellt der Vorschlag der Europäischen 

Kommission, mit BEFIT ein gemeinsames Regelwerk für die Berechnung der Steuerbemessungsgrundlage für 

Unternehmen in der EU einzuführen und langfristig die Gewinne zwischen den EU-Staaten formelbasiert zu 

verteilen, den notwendigen zweiten Schritt dar, um Fairness zumindest innerhalb der EU zu gewährleisten. 

Mit der Umsetzung von Säule 1 der OECD-Initiative würde die formelbasierte Gewinnaufteilung zumindest 

für die großen Unternehmen auch auf internationaler Ebene erfolgen.  

 

Von ihrer Systematik und ihrem Ansatz sind die beiden diskutierten Reformkonzepte der Unternehmensbe-

steuerung eng miteinander verknüpft. So soll zum einen zur Berechnung der Bemessungsgrundlage sowohl 

bei Säule 2 als auch bei BEFIT bei internationalen Rechnungslegungsstandards, wie IFRS, angesetzt werden. 

Abbildung 4 2: Veränderung der Bemessungsgrundlage bei einer formelhaften Gewinnaufteilung in den 
G20-Staaten 

Simulationsrechnung für 2015 in Milliarden US-Dollar und in Prozent der bisherigen Bemessungsgrundlage 

 
Quelle: Hentze, 2019b 
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Zum zweiten soll in Säule 1 eine formelbasierte Gewinnverteilung erfolgen, was auch das längerfristige Kon-

zept von BEFIT vorsieht.  

 

Ein zentrales Ziel des BEFIT-Konzepts ist es, die Bürokratiebelastung für multinationale Unternehmen und 

Steuerbehörden zu verringern und die Transparenz zu erhöhen. Daher ist es zielführend, international aner-

kannte Rechnungslegungsstandards zur Vereinheitlichung heranzuziehen und gleichzeitig im Sinne einer 

Konsolidierung eine grenzüberschreitende Verlustverrechnung vorzusehen. Diese beiden zentralen Ele-

mente von BEFIT würden zwar das nationale Steuersubstrat verändern, allerdings wären große Verwerfun-

gen unwahrscheinlich. Dies liegt das daran, dass der Anteil an der Bemessungsgrundlage eines Landes unver-

ändert bleibt und das Steuersubstrat sich lediglich mit der Bemessungsgrundlage ändert, die Bemessungs-

grundlage jedoch nicht nach ökonomischen Kennzahlen neu verteilt wird. Zudem sollen nationale Anpassun-

gen in verschiedenen Bereichen möglich sein.  

 

Unternehmen in Deutschland haben im Schnitt in den vergangenen Jahren auf den handelsbilanziellen Ge-

winn rund 30 Prozent (Median) Steuern gezahlt. Dies entspricht der durchschnittlichen Steuerbelastung eines 

Unternehmens, die auf den steuerbilanziellen Gewinn als relevante Bemessungsgrundlage anfällt. Spürbar 

höhere Steuereinnahmen für den deutschen Fiskus sind in der Übergangsphase bis 2035 nur denkbar, wenn 

in anderen Ländern die vereinheitlichten Regeln zu einer Erhöhung der Bemessungsgrundlage führen. Gleich-

zeitig dürfte der geplante grenzüberschreitende Verlustausgleich jedoch die Bemessungsgrundlage senken, 

so dass per Saldo kein signifikanter Effekt zutage treten dürfte. 

 

Auf eine formelbasierte Gewinnverteilung will die EU-Kommission zunächst, also bis mindestens 2035, ver-

zichten. Mit Blick auf die gescheiterten Versuche zur Einführung einer gemeinsamen konsolidierten Bemes-

sungsgrundlage in den Jahren 2011 und 2016 mag es zwar politisch zielführend sein, die Umverteilungsef-

fekte beim Steuersubstrat zunächst zu minimieren und daher auf eine Verteilung anhand eines formelbasier-

ten Allokationsschlüssels zu verzichten. Gleichwohl ist es aus ökonomischer Sicht sachgerecht, diesen Schritt 

zumindest perspektivisch anzugehen. Ansonsten wäre das Projekt unvollständig. Vielmehr ist eine Ge-

winnaufteilung auf Basis betriebswirtschaftlicher Kennzahlen ein Kernelement der Idee einer gemeinsamen 

und konsolidierten Bemessungsgrundlage und entscheidend dafür, die Befolgungskosten für Unternehmen 

und Steuerbehörden zu vermindern.  

 

Bei der Ausgestaltung des Verteilungsschlüssels sollten jedoch insbesondere die Belange kleinerer Mitglied-

staaten im Auge behalten werden, damit es nicht zu politischer Ablehnung aufgrund von Verwerfungen bei 

der Bemessungsgrundlage kommt. Insbesondere die Anwendung von Umsatz und Mitarbeiterzahl als Be-

standteil eines Allokationsschlüssels würde schätzungsweise die großen Marktstaaten zulasten kleiner Län-

der deutlich begünstigen. Profiteure der kombinierten Umsetzung des OECD-Projekts und der Initiative der 

Europäischen Kommission wären dann langfristig, also ab dem Jahr 2035, vor allem die großen EU-Mitglieds-

staaten mit in der Regel hohen Steuersätzen.  

 

Sofern beide Reformprozesse – die Einführung einer Mindeststeuer und die Vereinheitlichung der Bemes-

sungsgrundlage – in den EU-Mitgliedstaaten umgesetzt werden sollten, würde sich das Steueraufkommen 

bis 2035 dagegen insgesamt weniger stark verschieben als angesichts der Dimension und Komplexität der 

Vorhaben zu erwarten wäre. Aufgrund der Zuspitzung auf einige wenige Unternehmen bei Säule 1, einer 

Ausgestaltung der Mindeststeuer, die Verhaltensanpassungen in den Ländern mit einem geringeren Steuer-

satz als 15 Prozent attraktiv macht, und dem vorläufigen Verzicht auf eine Neuverteilung der 
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Bemessungsgrundlage unter BEFIT, ist der Effekt in Relation zum gesamten Steueraufkommen als gering ein-

zuordnen. So ist für Deutschland mit einem zusätzlichen Steueraufkommen von 4 bis 8 Milliarden Euro pro 

Jahr zu rechnen, was weniger als 1 Prozent des Gesamtsteueraufkommens entspricht.  

 

Allerdings sollte der Effekt der beiden Reformvorhaben nicht allein an ihrer Steueraufkommenswirkung be-

messen werden. In Kombination stellen sie einen ambitionierten Ansatz dar, um die Unternehmensbesteue-

rung an das digitale Zeitalter anzupassen und fairer zu gestalten. Ein Vorankommen in dieser Hinsicht ist 

notwendig, denn ansonsten drohen unilaterale Maßnahmen, wie nationale Digitalsteuern, die sich wachs-

tumsschädlich auswirken dürften. Zudem ist das Ziel einer formelhaften Gewinnaufteilung im Rahmen von 

BEFIT zunächst lediglich aufgeschoben. Diese ist essenziell für das zentrale Anliegen der Europäischen Kom-

mission, die steuerlichen Befolgungskosten zu reduzieren.  
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Abstract 

Global and European corporate tax reform concepts 

From BEPS via CCCTB to BEFIT 

 

The harmonization of corporate taxation at an international level has been on the political agenda for many 

years. Both the Organization for Economic Cooperation and Development (OECD) and the European Com-

mission have presented reform projects in this regard, which are now awaiting political implementation. The 

OECD's inclusive framework is based on two pillars. While the first pillar provides for a formula-based distri-

bution of profits for the fair distribution of taxing rights, the second pillar is primarily concerned with a global 

effective minimum tax. However, the OECD initiative has so far failed to reach an agreement on a harmonized 

assessment basis. This could hamper its success. The European Commission's proposal to introduce BEFIT 

("Business in Europe: Framework for Income Taxation"), a common set of rules for calculating the tax base 

for companies in the EU and to distribute profits between the European member states on a formula-based 

basis in the long term, therefore represents the necessary second step to ensure fairness, at least within the 

European Union (EU). The BEFIT concept takes up elements of earlier initiatives at European level and is 

based on the OECD's two-pillar concept. Firstly, international accounting standards are to be used to calculate 

the tax base for both Pillar 2 and BEFIT. Secondly, a formula-based profit distribution is to be used in Pillar 1, 

which is also envisioned in the longer-term concept of BEFIT The two reform concepts are thus closely inter-

woven in their systematics and logic. This approach is to be welcomed, as it helps to limit compliance costs. 

 

In summary, the reform plans of the OECD and the European Commission are designed to be pragmatic, 

although higher compliance costs for companies are possible in some cases. In the long term, Pillar 1 is in-

tended to reallocate tax rights at international level, at least for the largest companies. Pillar 2 introduces a 

moderate lower limit to tax competition. In contrast to previous attempts, the European Commission is ini-

tially foregoing a formal-based allocation of the tax base to the participating countries in BEFIT in order to 

increase political acceptance. Instead, BEFIT focuses on uniform rules for determining the tax base in the 

respective member states and cross-border consolidation of profits and losses during the planned transition 

phase. However, the fact that it will still be possible to make relevant adjustments to the tax base at national 

level tends to counteract the objectives. If the uniform rules and the possibility of offsetting losses prove 

their worth in practice and find acceptance in the transitional phase, the question of a redistribution of tax-

ation rights will arise. From an economic point of view, it would be appropriate and essential to reduce com-

pliance costs by allocating the entire tax base according to a formula-based allocation key. However, the 

reduction in tax revenue would probably be serious, particularly for smaller member states. It is possible that 

the minimum tax could lead to additional revenue in the countries concerned and partially offset the effect.  

 

Due to the focus on a small number of companies (Pillar 1), a design of the minimum tax that makes behav-

ioural adjustments in countries with a lower tax rate than 15 percent attractive (Pillar 2) and the temporary 

waiver of a redistribution of the tax base under BEFIT, the effects on tax revenue due to the reform concepts 

are estimated to be low. For example, additional tax revenue of EUR 4 to 8 billion per year is expected for 

Germany due to the OECD’s inclusive framework, which corresponds to less than 1% of total tax revenue. 
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